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374. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 14. Juli 1987 über die Aus-
gabe von Scheidemünzen zu 500 Schilling

„800 Jahre Stiftskirche Heiligenkreuz"

Auf Grund des § 1 des Scheidemünzengesetzes
1963, BGBl. Nr. 178, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 118/1980 wird verordnet:

§ 1. Aus Anlaß des 800 Jahr-Jubiläums der Stifts-
kirche Heiligenkreuz werden ab 17. September
1987 Scheidemünzen zu 500 Schilling ausgegeben.

§ 2. Die Münzen sind aus einer Legierung von
925 Tausendteilen Silber und 75 Tausendteilen
Kupfer herzustellen. Ihr Durchmesser hat 37 mm,
ihr Rauhgewicht 24 g und ihr Feingewicht 22,2 g
Feinsilber zu betragen. Abweichungen dürfen im
Feingehalt 5/1000 und im Rauhgewicht 10/1000 nicht
übersteigen.

§ 3. Für die äußere Gestalt der Münze sind die
Abbildung und folgende Bestimmungen maßge-
bend:

(1) Die eine Seite hat die Vorderansicht der
romanischen Kirche des Stiftes Heiligenkreuz, im
Vordergrund links die Dreifaltigkeitssäule und im
Hintergrund den barocken Kirchturm sowie die
Umschrift „800 JAHRE STIFTSKIRCHE HEILI-
GENKREUZ" und die Jahreszahl „1987" zu zei-
gen.

(2) Die andere Seite hat in der Mitte die Zahl
„500", darunter das Wort „SCHILLING", ferner
in kreisförmiger Reihung das Bundeswappen und
die Wappen der neun Bundesländer sowie die
Umschrift „REPUBLIK ÖSTERREICH" zu tra-
gen.

(3) Beide Seiten sind mit einer erhöhten Randlei-
ste zu umrahmen. Der Rand der Münze ist glatt zu
gestalten und hat die vertiefte Inschrift „FUENF-
HUNDERT SCHILLING" aufzuweisen.

Lacina
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375. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 15. Juli
1987 betreffend die Bestimmung des Straßen-
verlaufes der B 21 Gutensteiner Straße im
Bereich der Gemeinden Halltal und Mariazeil

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 21
Gutensteiner Straße wird im Bereich der Gemein-
den Halltal und Mariazell wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 98,47, steigt in 4 Kehren unter mehrfacher
Kreuzung und teilweiser Mitbenützung der beste-
henden Trasse und bindet bei km 99,975 wieder in
den Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustel-
lenden Straßentrasse aus den beim Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Angelegenheiten, beim
Amt der Steiermärkischen Landesregierung sowie
bei den Gemeinden Halltal und Mariazell auflie-
genden Planunterlagen (Plan Nr. B0-21-02 im
Maßstab 1 : 2000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Graf

376. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 15. Juli
1987 betreffend die Auflassung eines für den
Durchzugsverkehr entbehrlich gewordenen
Abschnittes der B 70 Packer Straße im
Bereich der Gemeinden Ebental und Klagen-

furt

Auf Grund des § 4 Abs. 2 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenteil der B 70 Packer Straße von
Plan-km 144,00 bis Plan-km 145,49 wird, soweit er
durch die Umlegung auf den bereits fertiggestellten
und verkehrsübergebenen — mit Verordnung vom
17. März 1983, BGBl. Nr. 203, bestimmten —
Abschnitt „Umfahrung Aich" für den Durchzugs-
verkehr entbehrlich wurde, als Bundesstraße aufge-
lassen.

Graf

377. Verordnung des Bundesministers für
Unterricht, Kunst und Sport vom 16. Juli 1987
über die Privatschule „Rudolf Steiner-Schule

Pötzleinsdorf"

Auf Grund des § 12 des Schulpflichtgesetzes
1985, BGBl. Nr. 76, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 161/1987 wird verordnet:

§ 1. Die 1. bis 8. Schulstufe der nach ausländi-
schem Lehrplan geführten Privatschule „Rudolf
Steiner-Schule Pötzleinsdorf" in Wien wird als zur
Erfüllung der Schulpflicht geeignet anerkannt.

§ 2. Die Verordnung BGBl. Nr. 361/1986 tritt
außer Kraft.

Hawlicek

378. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 22. Juli 1987
über die Einkommensermittlung nach dem

Studienförderungsgesetz 1983

Gemäß §6 des Studienförderungsgesetzes 1983,
BGBl. Nr. 436, wird im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen, dem Bundesminister
für Land- und Forstwirtschaft sowie dem Bundes-
minister für wirtschaftliche Angelegenheiten ver-
ordnet:

§ 1. (1) Einkünften aus Land- und Forstwirt-
schaft, die gemäß § 17 des Einkommensteuergeset-
zes 1972 ermittelt werden, ist ein Betrag von 10 vH
des maßgeblichen Einheitswertes des land- und
forstwirtschaftlichen Vermögens hinzuzurechnen.

(2) Maßgeblicher Einheitswert ist der Einheits-
wert, der für die Gewinnermittlung nach der Ver-
ordnung des Bundesministers für Finanzen vom
10. Jänner 1983, BGBl. Nr. 32, über die Aufstellung
von Durchschnittssätzen für die Ermittlung des
Gewinnes aus Land- und Forstwirtschaft heranzu-
ziehen ist.

§ 2. Einkünften aus Gewerbebetrieb, die unter
Anwendung des § 17 des Einkommensteuergesetzes
1972 ermittelt werden, ist ein Betrag von 10 vH
dieser Einkünfte hinzuzurechnen.

§ 3. Diese Verordnung ist für Anträge auf
Gewährung von Studienbeihilfen aus dem Studien-
jahr 1987/88 anzuwenden.

Tuppy
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379. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
22. Juli 1987 über die Aufhebung des § 37
Abs. 1 des Weingesetzes 1985 durch den Ver-

fassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß
§§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungsgerichtshofge-
setzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 1. Juli 1987, G 78/87-9, dem Bundeskanz-
ler zugestellt am 14. Juli 1987, §37 Abs. 1 des
Weingesetzes 1985, BGBl. Nr. 444, als verfassungs-
widrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 31. Mai
1988 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Vranitzky

380. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
28. Juli 1987 über die Aufhebung des zweiten
Satzes des § 34 Abs. 2 des Einkommensteuer-
gesetzes 1972 durch den Verfassungsgerichts-

hof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß
§§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungsgerichtshofge-
setzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 16. Juni 1987, G 52/87-7, dem Bundes-
kanzler zugestellt am 22. Juli 1987, den zweiten
Satz des § 34 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes
1972, BGBl. Nr. 440, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 587/1983 als verfassungswidrig
aufgehoben.

(2) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Vranitzky
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